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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
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RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
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CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFAS Office fédéral des assurances sociales
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
LAVS Loi fédérale sur l'assurance-vieillesse et survivants
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Das ursprüngliche Projekt einer neuen einheitlichen Personenidentifikationsnummer
(PIN), die sich in verschiedenen Bereichen der Verwaltung einsetzen lässt und unter
Umständen auch Verknüpfungen erlaubt, und welche auch statistische Auswertungen
erleichtern würde, hatte der Bundesrat Ende 2005 fallen gelassen. An deren Stelle hatte
er eine Neukonzeption der AHV-Nummer und ihre Umwandlung in eine umfassende
Sozialversicherungsnummer vorgeschlagen. Trotz der Einwände des eidgenössischen
Beauftragten für Datenschutz, Hanspeter Thür, akzeptierte der Ständerat diese neue
AHV-Nummer einstimmig. Im Nationalrat forderte die SVP-Fraktion Rückweisung an den
Bundesrat mit der Auflage, den Verwendungsbereich dieser neuen Nummer strikte auf
den AHV-Bereich zu beschränken. Nachdem dieser Antrag abgelehnt worden war,
verlangten die Grünen in der Detailberatung erfolglos Ähnliches. Auf Antrag der
Kommission fügte der Rat allerdings die Bestimmung ein, dass für die systematische
Verwendung dieser Nummer in anderen Bereichen als der Sozialversicherung eine
Gesetzesgrundlage notwendig sei. Einzelne Bereiche, in denen kantonales Recht
vollzogen wird (z.B. Krankenkassenprämienverbilligungen, Bildungsinstitutionen)
wurden zur systematischen Verwendung der neuen Nummer ermächtigt. In der
Schlussabstimmung im Nationalrat sprachen sich die SVP und die GP mehrheitlich
gegen die neue Versichertennummer aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Herbstsession 2018 ein Postulat seiner
Rechtskommission für ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren. Der
Bundesrat muss nun aufzeigen, wie den Risiken bei der Verwendung der AHV-Nummer
als Personenidentifikationsnummer begegnet und wie der Datenschutz bei der
Verwendung von Personenidentifikationsnummern allgemein verbessert werden kann.
Die Regierung hatte das Postulat zur Annahme beantragt, da sie sich der Problematik
bei der Verwendung der AHV-Nummer und der starken Ausweitung dieser Praxis
bewusst sei. Er habe beim EDI bereits im Februar 2017 einen Vorentwurf zur Regelung
der systematischen Verwendung der AHV-Nummer im Behördenverkehr in Auftrag
gegeben, so der Bundesrat in seiner Stellungnahme. 2

POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

Um Verwaltungsabläufe effizienter zu gestalten und damit letztlich eine einfachere und
kostengünstigere Verwaltungsarbeit erreichen zu können, sollen Behörden
systematisch die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden dürfen. Der
Bundesrat schickte eine entsprechende Änderung des AHVG Anfang November 2018 in
die Vernehmlassung. Im Gegensatz zu den Behörden von Bund, Kantonen und
Gemeinden sollen aber Institutionen ohne Behördencharakter, die mit der Erfüllung
einer öffentlichen Aufgabe betraut sind, die AHV-Nummer weiterhin nur mit
spezialgesetzlicher Ermächtigung verwenden dürfen. Es soll dem Gesetzgeber zudem
möglich sein, für bestimmte Verwendungszwecke sektorielle Personenidentifikatoren
vorzuschreiben.
Mit der AHV-Nummer reiche ein einziges Merkmal, um eine Person zu identifizieren,
was nicht nur die Datenbearbeitung vereinfache, sondern auch Verwechslungen
vorbeuge, so der Bundesrat in seiner Medienmitteilung. Für den Datenschutz und die
Informationssicherheit sehe der Vorentwurf wirksame Massnahmen vor; zusätzlich zu
den üblichen Sicherheitsmassnahmen bei Informatiksystemen des Bundes müsse
einerseits der Zugang zu den Datenbanken optimal gesichert werden, andererseits
werde das Unterlassen oder die unsorgfältige oder nicht fachgerechte Ausführung von
Sicherheitsmassnahmen unter Strafe gestellt. Ausserdem würden die gesetzlichen
Bestimmungen zur Verknüpfung verschiedener Datenbanken nicht geändert; die
Verwaltung verknüpfe also nicht mehr Daten der Bürgerinnen und Bürger als bisher. Die
breitere Verwendung der AHV-Nummer gehe nicht einmal mit einem erhöhten Anreiz
zu häufigerem illegalem Verknüpfen verschiedener Datenbanken einher, da bereits mit
den bisher erfassten Identitätsmerkmalen in 99.98 Prozent der Fälle eine erfolgreiche
Verknüpfung erreicht werden könnte, wie das BSV in einem Hintergrunddokument zum
Datenschutz erläuterte. Die Vernehmlassung läuft bis am 22. Februar 2019. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.11.2018
KARIN FRICK
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In der im Februar 2019 zu Ende gegangenen Vernehmlassung kam die Einführung einer
generellen Erlaubnisnorm zur systematischen Verwendung der AHV-Nummer durch
Behörden grundsätzlich gut an. Begrüsst wurde die Vereinfachung des Verfahrens zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer einerseits in Bezug auf die Effizienz der
Verwaltungsabläufe sowie andererseits im Hinblick auf die Weiterentwicklung der E-
Government-Strategie. Einwände äusserten jedoch viele Teilnehmende zum
Datenschutz. Während die SP, die Grünen, die Piratenpartei, Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberverbände, Privatim, das Centre Patronal und der Hauseigentümerverband
Defizite beim Persönlichkeitsschutz befürchteten, waren neun Kantonen und der
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen die diesbezüglichen Vorgaben im Gesetz zu
detailliert, sodass ihrer Meinung nach die zusätzlichen administrativen Aufgaben die
Vereinfachung zunichtemachen könnten. Mehrere Teilnehmende forderten den
Bundesrat in diesem Zusammenhang auf, die Erkenntnisse aus dem Postulat 17.3968 für
ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren in das Gesetzgebungsvorhaben
einfliessen zu lassen. Auf Ablehnung bei der grossen Mehrheit der Teilnehmenden stiess
hingegen die vorgesehene Verschärfung der Strafbestimmungen; diese sei
unverhältnismässig und schaffe Rechtsunsicherheit für die Behörden, kritisierten
insbesondere die Kantone.
So war dies denn auch der einzige Punkt, wo der Bundesrat seinen Entwurf nach der
Vernehmlassung inhaltlich noch anpasste, indem er auf die Verschärfung der
Strafbestimmungen verzichtete. Ende Oktober 2019 verabschiedete er die Botschaft
zuhanden des Parlaments. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
KARIN FRICK

Die Änderung des AHVG mit dem Ziel, den Behörden die systematische Verwendung
der AHV-Nummer als Personenidentifikator zu ermöglichen und dadurch die
Verwaltungsarbeit effizienter zu machen, wurde in der Sommersession 2020 vom
Ständerat als Erstrat behandelt. Als Sprecher der SPK-SR, die die Vorlage mit 7 zu 4
Stimmen gutgeheissen hatte, wies Andrea Caroni (fdp, AR) zu Beginn der Debatte noch
einmal darauf hin, dass der Datenschutz jederzeit gewährleistet sei und dass sich hinter
den Neuerungen eben nicht «ein massiver Schritt in Richtung behördlicher
Überwachung», sondern eine «sanfte technische Optimierung ohne nennenswerte
Schwierigkeiten» verberge. Eine Minderheit um Daniel Fässler (cvp, AI) befand die
Vorlage dagegen für unnötig und beantragte Nichteinreten. Es gehe gar nicht darum, ob
die Verwaltungsbehörden die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden
dürfen oder nicht, sondern lediglich darum, ob es dafür in jedem Bereich einer
spezialgesetzlichen Grundlage bedarf oder ob eine generelle Ermächtigung im AHVG
geschaffen wird, führte Fässler aus. Falls in Zukunft ein neuer Anwendungsbereich
dazukommen sollte, könne dafür eine spezialgesetzliche Grundlage geschaffen werden,
weshalb man auf die vorliegende Revision «getrost verzichten» könne, schloss der
Minderheitsvertreter. Bundesrat Alain Berset gestand der Kommissionsminderheit zu,
dass die Vorlage keine grosse Veränderung gegenüber der heutigen Praxis mit sich
bringe, vielmehr stelle sie aber für die Behörden aller drei Staatsebenen zweifelsfrei
klar, wer wozu die AHV-Nummer verwenden dürfe – im Moment glichen die
verschiedenen gesetzlichen Grundlagen einem «Dschungel». Man könne das Problem
schon immer wieder unter den Teppich kehren, aber dadurch werde es nicht gelöst. Er
appellierte deshalb an den Rat, «den Teppich ein letztes Mal anzuheben» und eine
«vernünftige Lösung» zu finden, auch wenn kein grosser Enthusiasmus dafür vorhanden
sei. Die kleine Kammer trat schliesslich mit 37 zu 6 Stimmen auf das Geschäft ein.
Inhaltlich hatte die Kommission eine einzige Änderung am bundesrätlichen Entwurf
vorgenommen. Sie wollte, dass im Sinne einer Ausnahme auch tripartite Kommissionen,
die die Einhaltung der allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträge überwachen, die
AHV-Nummer verwenden dürfen, obwohl dies für private Zwecke generell untersagt ist.
Bundesrat Berset sprach sich deutlich gegen eine solche Ausnahme aus, da die AHV-
Nummer im Kampf gegen Schwarzarbeit nichts nütze, solange sie nicht mit anderen
Daten ausser Name und Geburtsdatum verknüpft werden könne; so eine Möglichkeit für
tripartite Kommissionen sei jedoch nicht vorgesehen und verlangte gegebenenfalls
nach einer Aufsicht zur Sicherstellung des Datenschutzes, da es sich um private Akteure
handle. Angesichts des einstimmigen Kommissionsantrags verzichtete der
Innenminister jedoch auf einen Gegenantrag, womit die Änderung stillschweigend
angenommen wurde. In der Gesamtabstimmung stimmte die kleine Kammer dem
Gesetz mit 37 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung zu. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2020
KARIN FRICK
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Als der Nationalrat in der Wintersession 2020 die Änderung des AHV-Gesetzes
bezüglich der Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator in der
Gesamtabstimmung guthiess, schrieb er das Postulat seiner RK, das ein
Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren forderte, ab. 6

POSTULAT
DATUM: 08.12.2020
KARIN FRICK

In der Wintersession 2020 nahm sich der Nationalrat als Zweitrat der Änderung des
AHV-Gesetzes an, mit der den Behörden die systematische Verwendung der AHV-
Nummer als Personenidentifikator erlaubt werden sollte. Die Grüne Fraktion
beantragte die Rückweisung des Geschäfts an den Bundesrat, damit dieser statt der
systematischen Erlaubnis zur Verwendung der AHV-Nummer die systematische
Erlaubnis zur Verwendung einer nicht zurückrechenbaren Personennummer auf Basis
der AHV-Nummer ins Auge fassen solle. Werde aus der AHV-Nummer zuerst eine
registerspezifische, andere einmalige Nummer berechnet, aus der es jedoch umgekehrt
nicht möglich ist, die AHV-Nummer zurückzurechnen, werde die unerlaubte
Verknüpfung verschiedener Registerdaten zusätzlich erschwert und damit der
Datenschutz besser gewahrt, begründete Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH) das
Anliegen seiner Fraktion. Den Mehraufwand für die registerspezifischen
Identifikationsnummern erachtete eine breite Ratsmehrheit im Vergleich zum
Sicherheitsgewinn – schliesslich habe nicht einmal der EDÖB etwas gegen die geplante
systematische Verwendung der AHV-Nummer einzuwenden gehabt, so SP-
Fraktionssprecher Cédric Wermuth (sp, AG) – jedoch als nicht verhältnismässig, wie es
GLP-Fraktionssprecherin Corina Gredig (glp, ZH) zusammenfasste, und lehnte die
Rückweisung mit 144 zu 37 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Ebenso erfolglos blieben
zwei Minderheitsanträge Barrile (sp, ZH), die beabsichtigten, den Kreis der zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer berechtigten Stellen weiter
einzuschränken als vom Bundesrat vorgesehen. Demgegenüber stimmte die grosse
Kammer einem Einzelantrag Romano (cvp, TI) mit 160 zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu und übernahm damit die vom Ständerat eingefügte Erweiterung der Befugnis zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer auf tripartite Kommissionen, die die
Einhaltung von allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen kontrollieren. Die
vorberatende SPK-NR hatte auf diese Ergänzung verzichten und dem Bundesrat folgen
wollen, weil sie befürchtete, diese Ausnahme vom Grundsatz, dass die Verwendung der
AHV-Nummer staatlichen Akteuren vorbehalten ist, könnte auch bei anderen Privaten
Begehrlichkeiten wecken. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die somit
differenzbereinigte Vorlage mit 145 zu 38 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Nebst den
geschlossenen Grünen lehnte auch ein Teil der SVP-Fraktion den Entwurf ab. Zudem
schrieb die Volkskammer das Postulat 17.3968 betreffend ein Sicherheitskonzept für
Personenidentifikatoren stillschweigend ab. In der Schlussabstimmung hiess der
Nationalrat das Gesetz mit 148 zu 44 Stimmen bei 2 Enthaltungen gut, während die
Ständekammer dem Entwurf mit 39 zu 3 Stimmen zustimmte. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2020
KARIN FRICK
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